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1 ab Wintersemester 2024/2025 

Beitragsordnung Studierendenschaft der Universität Bremen 

Vom 18.01.2024 

Die Rektorin der Universität Bremen hat am 24. Mai 2024 gemäß § 110 Abs. 3 des Bremischen 
Hochschulgesetztes (BremHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09. Mai 2007 
(Brem.GBl. S 339), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetztes vom 05 März 2019 
(Brem.GBl. S. 71), die auf Grund von § 46 BremHG durch den Studierendenrat der Universität 
Bremen am 18.01.2024 beschlossene Ordnung in der nachstehenden Fassung genehmigt: 

§ 1

(1) Die Studierendenschaft erhebt von ihren Mitgliedern zur Erfüllung ihrer Aufgaben Beiträge

nach Maßgabe dieser Beitragssatzung.

(2) Die Studierendenschaft verwendet die Mittel im Rahmen der in § 45 BremHG bestimmten

Zwecke in eigener Verantwortung.

§ 2

(1) Beitragspflichtig sind die immatrikulierten Studierenden der Universität Bremen.

(2) Der Beitrag ist für jedes Semester vor der Immatrikulation, Rückmeldung oder Beurlaubung

zu entrichten. Er ist auf das Konto der Landeshauptkasse Bremen zugunsten des Allgemeinen

Studentenausschusses einzuzahlen. Die Zahlung ist Voraussetzung für die Immatrikulation,

Rückmeldung oder Beurlaubung.

§ 3

(1) Der Beitrag beträgt je Semester EUR 199,50 EURO.1

Er setzt sich zusammen aus 

1. EUR 21,00 für die Erfüllung der allgemeinen Aufgaben der Studierendenschaft gemäß § 45

Abs. 2 des Bremischen Hochschulgesetzes

2. EUR 176,40 für die Erfüllung von besonderen Aufgaben gem. § 45 Abs.2 Ziffer 1

Bremisches Hochschulgesetz (Deutschlandsemesterticket)

3. EUR 2,10 für das Kultursemesterticket.

Die Nutzung des Kultursemestertickets wird jährlich evaluiert.

(2) Sofern sich im Fall von Satz 1 Ziffer 2 im Laufe des jeweiligen Semesters ein geringfügiger

Überschuss ergeben sollte und eine Rückerstattung an die Studierenden unter

Berücksichtigung des entstehenden Verwaltungsaufwands unverhältnismäßig wäre, so darf

dieser Überschuss am Ende des jeweiligen Semesters im Haushalt der Studierendenschaft

unter dem Unterposten „Überschüsse“ der Position „Semesterticketbeiträge“ zugeführt

werden.
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§ 4

(1) Von der Beitragspflicht nach § 3 Ziffer 2 werden durch Vorlage der Nachweise oder Anträge

beim Studierendensekretariat befreit:

1. schwerbehinderte Studierende, die nachweislich nach dem Schwerbehindertengesetz

Anspruch auf Beförderung haben oder aufgrund ihrer Behinderung öffentliche

Verkehrsmittel nicht oder frei (aG) nutzen können,

2. Studierende, die durch Vorlage einer Bescheinigung des Hochschullehrers, einer

Hochschullehrerin oder des zuständigen Prüfungsausschusses nachweisen, dass sie

während des beitragspflichtigen Semesters nach Maßgabe einer Studien- oder

Prüfungsordnung an einer ausländischen Hochschule studieren oder ein Praxissemester

im Ausland absolvieren,

3. während des beitragspflichtigen Semesters beurlaubte Studierende auf Antrag. Die

Befreiung erfolgt in diesen Fällen nur gegen Einbehalt oder Rückgabe des Semestertickets,

4. Studierende, die sich zu Studienzwecken freiwillig länger als 120 zusammenhängende

Kalendertage des jeweiligen Semesters außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs

aufhalten, z. B. für ein Praktikum, ein Auslandsstudium oder zur Promotion,

5. Studierende, die ihre Exmatrikulation vor Vorlesungsbeginn oder innerhalb eines Monats

nach Vorlesungsbeginn beantragt haben, ihren Beitrag für das landesweite Semesterticket

nach § 12 Abs. 4 des Bremischen Studierendenwerksgesetzes in Verbindung mit § 5 der

Beitragsordnung für das Studierendenwerk Bremen zurückerhalten haben.

(2) Studierende im Kooperationsstudium der Universitäten Bremen und Oldenburg, deren

Heimatuniversität Oldenburg ist, sind von den Beiträgen gemäß § 3 befreit. Sie erhalten kein

gültiges Semesterticket von der Universität Bremen.

(3) In Ausnahmefällen von § 4 Ziffer 1 kann beim AStA ein Erstattungsantrag gestellt werden,

solange das Semesterticket vor Semesterbeginn oder ungeklebt eingereicht wird.

(4) In den Fällen von § 4 Ziffer 1 2., 3., 4., 5. können die Studierenden den Befreiungsantrag

nur bis zwei Wochen nach Vorlesungsbeginn beim Sekretariat für Studierende oder im Falle

von § 4 Ziffer 2 den Erstattungsbeitrag bis zu zwei Monate nach Semesterbeginn beim AStA

stellen, um eine vollständige Befreiung bzw. Erstattung für das betreffende Semester zu

erhalten.

§ 5

(1) Studierenden, die nach Beginn des Semesters immatrikuliert werden, kann der

Studierendenschaftsbeitrag gemäß § 3 Ziffer 2 auf Antrag an den Allgemeinen

Studierendenausschuß anteilig für die vollen Monate erlassen werden.

(2) In Fällen außergewöhnlicher Härte aus sozialen oder wirtschaftlichen Gründen kann der

Studierendenschaftsbeitrag gemäß § 3 Ziffer 2 auf Antrag ganz oder teilweise erstattet

werden. Eine vom Studierendenrat gewählte Kommission von drei Personen hat als

Kontrollinstanz Zugriff auf alle bewilligten Anträge.

(3) Bei Exmatrikulation während des beitragspflichtigen Semesters wird der

Studierendenschaftsbeitrag gemäß § 3 Ziffer 2 auf Antrag an den Allgemeinen

Studierendenausschuß anteilig für die vollen Monate bis zum Ende des Semesters gegen

Rückgabe des Semestertickets erstattet.
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§ 6

(1) Wechseln Studierende, die an der Hochschule Bremen immatrikuliert waren und dort den

Studierendenschaftsbeitrag bereits gezahlt haben, während des laufenden Semesters zur

Universität Bremen, sind sie von der Beitragspflicht gemäß § 3 Ziffer 2 durch Vorlage des

gültigen Semestertickets der Hochschule Bremen für dieses Semester befreit.

(2) Wechseln Studierende der Universität Bremen während des laufenden Semesters zur

Hochschule Bremen, werden für dieses Semester bereits gezahlte Beiträge gemäß § 3 Ziffer

2 nicht erstattet.

§ 7

(1) Bei Antragsstellung sind die Studierenden darauf hinzuweisen, dass diese durch die

Erstattung/ Befreiung ihre Fahrtberechtigung verlieren.

(2) Für die Befreiung/ Erstattung des Semestertickets ist ein Einbehalten oder Einziehen des

Semestertickets notwendig.

(3) Rückerstattungen, Befreiungen oder Anträge nach §§ 4,5,6 sind in geeigneter Form

nachzuweisen, diese Nachweise sind zu dokumentieren.

§ 8

Die Beitragsordnung tritt mit der Genehmigung der Rektorin in Kraft. Gleichzeitig wird die 

Ordnung vom 24.08.2023 aufgehoben. 

Bremen, den 24.05.2024 Die Rektorin der Universität Bremen 
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Allgemeine Hausordnung  

für Gebäude, Räume und das Universitätsgelände 

der Universität Bremen 

Präambel 

Zur Gewährleistung eines geordneten Universitätsbetriebes hat die Rektorin gem. § 81 Absatz 3 Satz 
3 und Satz 4 BremHG folgende Allgemeine Hausordnung erlassen: 

I. Allgemeiner Teil

§ 1

Geltungsbereich 

(1) Diese Hausordnung gilt für alle von der Universität Bremen genutzten Gebäude und das
Universitätsgelände (vgl. Anlage). Sie gilt für alle Personen, die sich dort aufhalten, und wird mit dem 
Betreten des Universitätsgeländes anerkannt. Das Universitätsgelände und die Gebäude dienen 
ausschließlich der Erfüllung der Aufgaben der Hochschule im Sinne des Bremischen 
Hochschulgesetzes. Der Aufenthalt auf dem Universitätsgelände und in den Gebäuden zu anderen 
Zwecken ist nicht gestattet. Ausnahmen bedürfen der vorherigen Zustimmung. 

(2) Für einzelne Gebäude, Gebäudeteile und Laboratorien können ergänzende Ordnungen
gelten. 

§ 2

Hausrecht 
(1) Der Rektor oder die Rektorin hat das Hausrecht gem. § 81 Absatz 3 Satz 3 BremHG inne. Er

oder sie kann dieses Recht übertragen. 

Mit der Ausübung des Hausrechts sind außerdem betraut: 

• der Kanzler oder die Kanzlerin der Universität,
• die Leitung des Dezernates 4 (Technischer Betrieb und Bauangelegenheiten),
• Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Referates Gebäudebetriebstechnik im Dezernat 4,
• Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des von der Universität beauftragten Wachdienstes (gem.

Regelung in den Dienstanweisungen),
• Dekaninnen und Dekane für unmittelbar den Fachbereichen zugewiesene Flächen,
• die Leitung der Institute / wissenschaftlichen Einrichtungen für die jeweils ihnen

zugewiesenen Flächen,
• die Sitzungsleitung für die Sitzungsräume während der Sitzungen von Organen und

Gremien,
• Lehrpersonen im Rahmen ihrer Lehrveranstaltungen für die von ihnen genutzten

Veranstaltungsräume,
• verantwortliche Nutzer bzw. Nutzerinnen bei Nutzung durch Dritte (vgl. § 6 Veranstaltungen).

(2) Das Hausrecht in der Mensa sowie den Cafeterien des Studierendenwerk üben
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Studierendenwerk aus, in allen sonstigen Cafeterien, 
Ladengeschäften etc. die jeweilige Pächterin bzw. der jeweilige Pächter. 
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§ 3

Berechtigter Zugang / Öffnungszeiten 
(1) Die Nutzung der universitären Gebäude und des Universitätsgeländes ist nur Mitgliedern und

Angehörigen der Universität und Besucherinnen und Besuchern zu Informations- und 
Geschäftszwecken gestattet. Personen, die kein berechtigtes Interesse haben, können von den das 
Hausrecht Ausübenden der universitären Gebäude und / oder des Universitätsgeländes verwiesen 
werden. 

(2) Die Gebäude der Universität sind in der Regel werktags von 6:00 bis 20:00 Uhr geöffnet.
Abweichende Regelungen in einzelnen Gebäuden oder während der vorlesungsfreien Zeit sind 
möglich. Außerhalb der Öffnungszeiten sind die Gebäude verschlossen zu halten. 

(3) Soweit außerhalb der allgemeinen Öffnungszeiten ein Zugang zu Hochschulgebäuden
möglich ist, können für den Zutritt die Vorlage eines Mitarbeitenden- oder Studierendenausweises und 
die schriftliche An- bzw. Abmeldung in einer Besucherliste verlangt werden. 

§ 4

Sicherheit und Ordnung 

(1) Gebäude, Einrichtungen, Geräte und Anlagen dürfen nur ihrer Zweckbestimmung
entsprechend genutzt werden. Ausnahmen bedürfen der vorherigen Zustimmung des Rektors oder 
der Rektorin. 

(2) Alle Mitglieder, Angehörigen, Besucher und Besucherinnen der Universität sind verpflichtet,
darauf hinzuwirken, dass Schäden aller Art, insbesondere durch Feuer, Diebstahl, Einbruch oder 
Sachbeschädigung, vermieden und dass alle Räume mit ihrem Inventar oder ihren sonstigen 
Einrichtungen ordnungsgemäß benutzt werden.  

§ 5

Ahndung von Verstößen / Hausverbote 
(1) Die zur Ausübung des Hausrechts berechtigten Personen sind befugt, angemessene

Anordnungen und Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung zu treffen. 
Insbesondere haben sie das Recht, Störer des Hauses und des Universitätsgeländes zu verweisen. 
Schäden, einschließlich erhöhter Reinigungskosten, sind durch die Verursacherin bzw. den 
Verursacher zu ersetzen.  

(2) Hausverbote können bei einer konkreten und unmittelbaren Störung, deren Beseitigung
keinen Aufschub duldet, von den unter § 2 Absatz 1 genannten Zuständigen mündlich erteilt werden. 

(3) Alle anderen Hausverbote müssen schriftlich ausgesprochen werden. Für den Erlass von
schriftlichen Hausverboten ist der Rektor oder die Rektorin zuständig. 

(4) Das Strafantragsrecht wegen Hausfriedensbruch, Sachbeschädigung und sonstiger
Straftatbestände im Zusammenhang mit dem Hausrecht liegt ausschließlich beim Rektor oder bei der 
Rektorin, beim Kanzler oder bei der Kanzlerin und bei der Leitung des Dezernates 4. 

§ 6

Veranstaltungen 
Die Durchführung von Veranstaltungen in den Gebäuden und auf dem Universitätsgelände bedarf 
einer vorherigen Zustimmung durch die jeweils zuständige Stelle. Auskunft über die Zuständigkeiten 
erteilt das Veranstaltungsbüro im Dezernat 5 (IT, medientechnische Infrastruktur und zentrale 
Dienste). 
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§ 7

Plakatierung, Werbeanlagen, Warenhandel 
(1) Kommerzielle Aushänge und Plakate sind grundsätzlich zustimmungs- und kostenpflichtig.

Eine vorherige Zustimmung erteilt das Dezernat 3 (Haushalt und Finanzen) bzw. das beauftragte 
Vermarktungsunternehmen. Die Zustimmung ist auf Verlangen vorzuweisen. 

(2) Nichtkommerzielle Aushänge, Plakate und Veranstaltungsankündigungen dürfen zur
Vermeidung von Schäden am Untergrund nur an den dafür vorgesehenen Anschlagtafeln und             -
flächen angebracht werden. Bei Zuwiderhandlungen sind die Kosten zur Entfernung der angebrachten 
Aushänge und zur Reparatur der Schäden an den Anbringungsflächen von der oder dem 
Verantwortlichen zu ersetzen. Auf bestimmte Veranstaltungen / Termine bezogene Aushänge sind 
spätestens am Tag nach der Veranstaltung zu entfernen. 

(3) Werbeanlagen jeglicher Art, wie auch der Warenhandel und das Aufstellen von
Warenverkaufs- oder Warenrücknahmeautomaten, sind ebenfalls grundsätzlich zustimmungs- und 
kostenpflichtig. Eine vorherige Zustimmung erteilt das Dezernat 3. Die Zustimmung ist auf Verlangen 
vorzuweisen. 

§ 8

Sicherheit, Fluchtwege und Sicherheitseinrichtungen 
(1) Flure, Fluchtwege, Sicherheitseinrichtungen, Sammelplätze und Feuerwehrzufahrten sind

frei und funktionstüchtig zu halten. Das Versperren von Rettungswegen und Fluchtwegen ist verboten.

(2) Fluchtwegbeschilderungen, Feuerlöscher, Notausgänge und Glastüren dürfen insbesondere
durch Plakate und Aushänge nicht verdeckt werden. 

§ 9

Zustimmungspflichtige und unzulässige Betätigungen 
(1) Das Verteilen von Handzetteln und Flugblättern, Prospekten und Werbematerialien etc.

bedarf der vorherigen Zustimmung des Dezernates 3. Dies gilt auch für das Veranstalten von 
Sammlungen. Hiervon ausgenommen sind Aktivitäten studentischer oder hochschulpolitischer 
Gruppen im Rahmen der zulässigen Aufgabenwahrnehmung sowie Aktivitäten, die durch Forschung 
und Lehre begründet sind. 

(2) Auf dem Universitätsgelände und in den Gebäuden bzw. Räumen der Universität sind alle
Verhaltensweisen unzulässig, die geeignet sind, die Sicherheit und Ordnung des Universitätsbetriebes 
zu stören. Dies sind Verstöße gegen die in dieser Ordnung genannten Verbote und insbesondere: 

1. Verunreinigungen jedweder Art,
2. Betteln und Hausieren,
3. vermeidbare Lärmbelästigungen.

II. Nutzung der Gebäude

§ 10

Benutzung der Räume und Einrichtungsgegenstände 
(1) Gebäude, Einrichtungen, Geräte und Anlagen dürfen nur ihrer Zweckbestimmung

entsprechend genutzt werden. Sicherheitstechnische Vorgaben sind zu beachten. Die für einzelne 
Gebäudeteile, für besondere Einrichtungen, Institute, Laboratorien bestehenden ergänzenden 
Ordnungen (z. B. Brandschutzordnung, Laborordnung) sind zu beachten. Auf die Einhaltung der 
allgemeinen Vorschriften des Unfall-, Brand- und Ordnungsrechts wird hingewiesen.  

(2) Räume, Einrichtungen und Geräte der Universität sind pfleglich zu behandeln. Auf die
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Einhaltung von Sauberkeit und Hygiene ist zu achten. 

(3) Die verantwortlichen Personen sind verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass bei Beendigung
der Nutzung die Fenster geschlossen werden und das Licht ausgeschaltet wird. Grundsätzlich ist auf 
energieeffizientes Verhalten zu achten. 

(4) Die Benutzung und das Mitführen von Zweirädern sowie die Benutzung von Inline-Skatern,
Rollschuhen, Skateboards oder Ähnlichem ist in den Gebäuden der Universität nicht gestattet. Das 
Abstellen von Fahrrädern in den Gebäuden sowie in oder vor den Eingängen ist nicht gestattet. 

(5) Die Nutzung privater elektrischer Geräte ist grundsätzlich untersagt. Zulässig ist lediglich die
Nutzung von Geräten mit einem geringen Energieverbrauch (Telefone, Laptops, Kaffeemaschinen, 
Wasserkocher, Elektro-Rollstühle, nicht: Kühlschränke und Mikrowellengeräte). Die Nutzung der 
verwendeten Geräte und diese selbst müssen Sicherheitserfordernissen entsprechen. 

(6) Die Gebäude- und Raumschlüssel (mechanisch und elektronisch) werden vom Dezernat 4
oder vom jeweiligen Fachbereich verwaltet. Die Weitergabe von Schlüsseln oder elektronischen 
Schließberechtigungen ist nur mit ausdrücklicher vorheriger Zustimmung der schlüsselausgebenden 
Stelle gestattet. Der Einbau anderer oder zusätzlicher Schließvorrichtungen in Gebäuden oder 
Räumen ist verboten. 

§ 11

Barrierefreiheit 
Einrichtungen zur Barrierefreiheit, wie besondere Zuwege, Rampen, Hinweisschilder, Markierungen, 
Türöffner etc., sind frei bzw. funktionstüchtig zu halten. 

§ 12

Rauchverbot 
(1) In allen Gebäuden der Universität ist das Rauchen – auch von E-Zigaretten – verboten.

Hinweis: In den privat betriebenen Gastronomie-Betrieben in Gebäuden der Universität können andere 
Regelungen gelten. 

(2) In allen Gebäuden und auf dem Gelände der Universität ist der Gebrauch von berauschenden
Mitteln u.a. von Cannabis verboten.

§ 13

Alkoholverbot 
(1) In den Gebäuden der Universität ist der Alkoholkonsum verboten. Ausnahmeregelungen

bestehen für privat betriebene Gastronomie-Betriebe in den Gebäuden der Universität. Weitere 
Ausnahmegenehmigungen erteilt der Kanzler oder die Kanzlerin.  

(2) Für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Universität ist der Alkoholkonsum in den
Gebäuden und auf dem Gelände der Universität während der Dienstzeit verboten. 

§ 14

Mitbringen von Tieren 

(1) Tiere dürfen nicht in die Gebäude und Räume der Universität mitgebracht werden
(Ausnahme: dienstliche Notwendigkeit). 

(2) Ausnahmen gelten für – deutlich erkennbare – Blindenführhunde, Therapie- und
Assistenztiere mit entsprechendem Nachweis. Blindenführhunde sowie Therapie- und Assistenztiere 
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sind anzuleinen bzw. Therapie- und Assistenztiere, die nicht angeleint werden können, sind ohne 
Gefährdung Dritter zu führen. Für die Beseitigung der Fäkalien ist die Tierhalterin bzw. der Tierhalter 
zuständig. 

§ 15

Waffen 
Das Mitführen von Waffen jeglicher Art ist verboten. 

§ 16

Fotografieren und Filmen 
Foto-, Funk- und Fernsehaufnahmen durch die Presse in den Gebäuden der Universität sind 
grundsätzlich zustimmungspflichtig und bedürfen der vorherigen Abstimmung mit der Pressestelle. 
Gewerbliche Foto-, Funk- und Fernsehaufnahmen sind zustimmungs- und gebührenpflichtig. Die 
vorherige Zustimmung erteilt das Dezernat 3. Das Persönlichkeitsrecht der bzw. des Einzelnen ist bei 
allen Film-, Funk- und Fotoaufnahmen zu beachten.  

III. Nutzung der Außenanlagen

§ 17

Grünanlagen, Wege in den Außenanlagen und im Campuspark, Gewässer 
Die Grünanlagen sind pfleglich zu behandeln. Insbesondere gilt: 
1. Das Zurücklassen von Müll jeglicher Art ist untersagt.
2. Das Betreten von Anpflanzungen, insbesondere im Nahbereich der Gewässer, ist untersagt.
3. Das Befahren der Wege mit Kraftfahrzeugen aller Art ist untersagt.
4. Das Aufstellen von Zelten oder sonstigen Behausungen ist nicht gestattet. Ausnahme-

genehmigungen sind beim Dezernat 4 zu beantragen.
5. Das Entfernen von Bänken, Stühlen, Mülleimern u. ä. ist nicht gestattet.
6. Das Baden in den Gewässern der Universität oder das Befahren dieser Gewässer mit

Wasserfahrzeugen aller Art (auch Modellbooten) ist nicht gestattet.
7. Das Entfachen von Feuer oder Grillen ist nur nach vorheriger Zustimmung des Dezernates 4

gestattet.

§ 18

Unbemannte Flugobjekte (Drohnen, Modellflieger etc.) 
Das Überfliegen des Hochschulgeländes mit Modellflugzeugen, Drohnen oder anderem Fluggerät ist 
nicht gestattet. Ausnahmen für Zwecke der Universität erteilt das Dezernat 4. Bei Drohnenflügen sind 
die jeweiligen rechtlichen Vorgaben zum Aufstieg unbemannter Luftfahrtsysteme einzuhalten. 

§ 19

Straßen- und Wegenutzung (Parken etc.) auf dem Universitätsgelände 

(1) Auf den Straßen und Wegen der Universität gelten die Regeln der Straßenverkehrsordnung.
Das Parken von Kraftfahrzeugen ist nur auf den hierzu ausdrücklich vorgesehenen Stellplätzen 
gestattet. Die Parkplätze der Universität sind gebührenpflichtig. Es gelten ergänzend die 
Vertragsbedingungen des beauftragten Parkraumbewirtschaftungsunternehmens. 

(2) Widerrechtlich abgestellte Fahrzeuge jeglicher Art werden auf Kosten der Fahrzeughalterin
bzw. des Fahrzeughalters entfernt. 
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(3) Das Fahrradfahren auf Fußwegen einschließlich des Boulevards ist verboten.

IV. Schlussbestimmungen

§ 20

Fundsachen 
Fundsachen sind an das Fundbüro der Universität weiterzuleiten. Nach Ablauf eines Monats werden 
alle Fundsachen an das Stadtamt – Abteilung Fundangelegenheiten – abgegeben. 

§ 21

Haftungsbeschränkung 

(1) Die Universität haftet für Personen-, Sach- oder Vermögensschäden nur bei vorsätzlicher
oder grob fahrlässiger Verursachung durch ihre Bediensteten. Diese Haftungsbeschränkung wird mit 
Betreten des Universitätsgeländes als verbindlich anerkannt.  

(2) Sie gilt auch für Schäden an Fahrzeugen aller Art, die bei Nutzung des Universitätsgeländes
entstehen. Für die Zerstörung, Beschädigung oder den Verlust mitgebrachter Gegenstände wird nicht 
gehaftet. 

§ 22

Inkrafttreten 
Die Allgemeine Hausordnung für Gebäude, Räume und das Universitätsgelände der Universität 
Bremen tritt mit dem Datum der Unterzeichnung in Kraft.  

Bremen, den 26.04.2024 Die Rektorin der Universität Bremen 

Amtliches Mitteilungsblatt Nr. 3 der Univesität Bremen vom 28. Mai 2024

56



Satzung im Umgang mit und zum Schutz vor Diskriminierung der 
Universität Bremen

- Satzung zu Antidiskriminierung -

Vom 17.04.2024

Die Rektorin der Universität Bremen hat am 19.04.2024 gemäß § 110 Absatz 3 des 
Bremischen Hochschulgesetzes (BremHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09. Mai 
2007 (Brem. GBl. S. 339), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Februar 2023 
(Brem. GBl. S. 68) auf der Grundlage von § 4 Abs. 11 und § 5b BremHG, die durch den 
Akademischen Senat der Universität Bremen am 17.04.2024 beschlossene Satzung in der 
nachstehenden Fassung genehmigt: 

PPRRÄÄAAMMBBEELL  22  

EERRSSTTEERR  AABBSSCCHHNNIITTTT::  GGRRUUNNDDSSÄÄTTZZEE  UUNNDD  DDEEFFIINNIITTIIOONNEENN  22  

§§ 11  ZZIIEELLEE  UUNNDD  GGRRUUNNDDSSÄÄTTZZEE 22  
§§ 22  AANNWWEENNDDUUNNGGSSBBEERREEIICCHH 22  
§§ 33  VVEERRBBOOTT  DDEERR  DDIISSKKRRIIMMIINNIIEERRUUNNGG  AAUUFFGGRRUUNNDD  BBEESSTTIIMMMMTTEERR  MMEERRKKMMAALLEE 33  
§§ 44  BBEEGGRRIIFFFFSSBBEESSTTIIMMMMUUNNGGEENN 33  

ZZWWEEIITTEERR  AABBSSCCHHNNIITTTT::  VVEERRAANNTTWWOORRTTLLIICCHHKKEEIITTEENN  UUNNDD  MMAAßßNNAAHHMMEENN  ZZUURR  PPRRÄÄVVEENNTTIIOONN  44  

§§ 55  VVEERRAANNTTWWOORRTTUUNNGG  UUNNDD  UUMMGGAANNGG  AALLLLEERR  AANNGGEEHHÖÖRRIIGGEENN  UUNNDD  MMIITTGGLLIIEEDDEERR  DDEERR  UUNNIIVVEERRSSIITTÄÄTT 44  
§§ 66  PPFFLLIICCHHTTEENN  UUNNDD  VVEERRAANNTTWWOORRTTUUNNGGEENN  DDEERR  UUNNIIVVEERRSSIITTÄÄTTSSLLEEIITTUUNNGG  UUNNDD  PPEERRSSOONNEENN  MMIITT  LLEEIITTUUNNGGSS--  UUNNDD

BBEETTRREEUUUUNNGGSSAAUUFFGGAABBEENN 55  
§§ 77  AAUUFFGGAABBEENNBBEERREEIICCHH  DDIIVVEERRSSIITTÄÄTT  UUNNDD  AANNTTIIDDIISSKKRRIIMMIINNIIEERRUUNNGG 55  
§§ 88  MMAAßßNNAAHHMMEENN  ZZUURR  PPRRÄÄVVEENNTTIIOONN 66  

DDRRIITTTTEERR  AABBSSCCHHNNIITTTT::  VVEERRTTRRAAUULLIICCHHEE  BBEERRAATTUUNNGG,,  NNIIEEDDRRIIGGSSCCHHWWEELLLLIIGGEESS  IINNTTEERRVVEENNTTIIOONNSSAANNGGEEBBOOTT  UUNNDD  
FFOORRMMEELLLLEE  BBEESSCCHHWWEERRDDEE  66  

§§ 99  VVEERRTTRRAAUULLIICCHHEE  BBEERRAATTUUNNGG 77  
§§ 1100  NNIIEEDDRRIIGGSSCCHHWWEELLLLIIGGEESS  IINNTTEERRVVEENNTTIIOONNSSAANNGGEEBBOOTT 88  
§§ 1111  OOFFFFIIZZIIEELLLLEESS  BBEESSCCHHWWEERRDDEERREECCHHTT  UUNNDD  BBEESSCCHHWWEERRDDEEVVEERRFFAAHHRREENN  NNAACCHH  DDEEMM  AALLLLGGEEMMEEIINNEENN  

GGLLEEIICCHHBBEEHHAANNDDLLUUNNGGSSGGEESSEETTZZ  ((AAGGGG)) 99  
§§ 1111AA  BBEESSCCHHWWEERRDDEERREECCHHTT 99  
§§ 1111BB  BBEESSCCHHWWEERRDDEEVVEERRFFAAHHRREENN 99  

VVIIEERRTTEERR  AABBSSCCHHNNIITTTT::  SSCCHHLLUUSSSSVVOORRSSCCHHRRIIFFTTEENN  1100  

§§ 1122  MMAAßßNNAAHHMMEENN  UUNNDD  SSAANNKKTTIIOONNEENN 1100  
§§ 1133  UUMMGGAANNGG  MMIITT  UUNNTTEERRLLAAGGEENN  UUNNDD  DDAATTEENN  IIMM  RRAAHHMMEENN  DDEESS  BBEESSCCHHWWEERRDDEEVVEERRFFAAHHRREENNSS 1100  
§§ 1144  IINNKKRRAAFFTTTTRREETTEENN 1111  
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Satzung im Umgang mit und zum Schutz vor Diskriminierung der 
Universität Bremen

- Satzung zu Antidiskriminierung -

Vom 17.04.2024

Die Rektorin der Universität Bremen hat am 19.04.2024 gemäß § 110 Absatz 3 des 
Bremischen Hochschulgesetzes (BremHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09. Mai 
2007 (Brem. GBl. S. 339), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Februar 2023 
(Brem. GBl. S. 68) auf der Grundlage von § 4 Abs. 11 und § 5b BremHG, die durch den 
Akademischen Senat der Universität Bremen am 17.04.2024 beschlossene Satzung in der 
nachstehenden Fassung genehmigt: 

PPRRÄÄAAMMBBEELL  22  

EERRSSTTEERR  AABBSSCCHHNNIITTTT::  GGRRUUNNDDSSÄÄTTZZEE  UUNNDD  DDEEFFIINNIITTIIOONNEENN  22  

§§ 11  ZZIIEELLEE  UUNNDD  GGRRUUNNDDSSÄÄTTZZEE 22  
§§ 22  AANNWWEENNDDUUNNGGSSBBEERREEIICCHH 22  
§§ 33  VVEERRBBOOTT  DDEERR  DDIISSKKRRIIMMIINNIIEERRUUNNGG  AAUUFFGGRRUUNNDD  BBEESSTTIIMMMMTTEERR  MMEERRKKMMAALLEE 33  
§§ 44  BBEEGGRRIIFFFFSSBBEESSTTIIMMMMUUNNGGEENN 33  

ZZWWEEIITTEERR  AABBSSCCHHNNIITTTT::  VVEERRAANNTTWWOORRTTLLIICCHHKKEEIITTEENN  UUNNDD  MMAAßßNNAAHHMMEENN  ZZUURR  PPRRÄÄVVEENNTTIIOONN  44  

§§ 55  VVEERRAANNTTWWOORRTTUUNNGG  UUNNDD  UUMMGGAANNGG  AALLLLEERR  AANNGGEEHHÖÖRRIIGGEENN  UUNNDD  MMIITTGGLLIIEEDDEERR  DDEERR  UUNNIIVVEERRSSIITTÄÄTT 44  
§§ 66  PPFFLLIICCHHTTEENN  UUNNDD  VVEERRAANNTTWWOORRTTUUNNGGEENN  DDEERR  UUNNIIVVEERRSSIITTÄÄTTSSLLEEIITTUUNNGG  UUNNDD  PPEERRSSOONNEENN  MMIITT  LLEEIITTUUNNGGSS--  UUNNDD

BBEETTRREEUUUUNNGGSSAAUUFFGGAABBEENN 55  
§§ 77  AAUUFFGGAABBEENNBBEERREEIICCHH  DDIIVVEERRSSIITTÄÄTT  UUNNDD  AANNTTIIDDIISSKKRRIIMMIINNIIEERRUUNNGG 55  
§§ 88  MMAAßßNNAAHHMMEENN  ZZUURR  PPRRÄÄVVEENNTTIIOONN 66  

DDRRIITTTTEERR  AABBSSCCHHNNIITTTT::  VVEERRTTRRAAUULLIICCHHEE  BBEERRAATTUUNNGG,,  NNIIEEDDRRIIGGSSCCHHWWEELLLLIIGGEESS  IINNTTEERRVVEENNTTIIOONNSSAANNGGEEBBOOTT  UUNNDD  
FFOORRMMEELLLLEE  BBEESSCCHHWWEERRDDEE  66  

§§ 99  VVEERRTTRRAAUULLIICCHHEE  BBEERRAATTUUNNGG 77  
§§ 1100  NNIIEEDDRRIIGGSSCCHHWWEELLLLIIGGEESS  IINNTTEERRVVEENNTTIIOONNSSAANNGGEEBBOOTT 88  
§§ 1111  OOFFFFIIZZIIEELLLLEESS  BBEESSCCHHWWEERRDDEERREECCHHTT  UUNNDD  BBEESSCCHHWWEERRDDEEVVEERRFFAAHHRREENN  NNAACCHH  DDEEMM  AALLLLGGEEMMEEIINNEENN  

GGLLEEIICCHHBBEEHHAANNDDLLUUNNGGSSGGEESSEETTZZ  ((AAGGGG)) 99  
§§ 1111AA  BBEESSCCHHWWEERRDDEERREECCHHTT 99  
§§ 1111BB  BBEESSCCHHWWEERRDDEEVVEERRFFAAHHRREENN 99  

VVIIEERRTTEERR  AABBSSCCHHNNIITTTT::  SSCCHHLLUUSSSSVVOORRSSCCHHRRIIFFTTEENN  1100  

§§ 1122  MMAAßßNNAAHHMMEENN  UUNNDD  SSAANNKKTTIIOONNEENN 1100  
§§ 1133  UUMMGGAANNGG  MMIITT  UUNNTTEERRLLAAGGEENN  UUNNDD  DDAATTEENN  IIMM  RRAAHHMMEENN  DDEESS  BBEESSCCHHWWEERRDDEEVVEERRFFAAHHRREENNSS 1100  
§§ 1144  IINNKKRRAAFFTTTTRREETTEENN 1111  
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Satzung im Umgang mit und zum Schutz vor Diskriminierung der 
Universität Bremen 

- Satzung zu Antidiskriminierung -

Vom 17.04.2024 

Die Rektorin der Universität Bremen hat am 19.04.2024 gemäß § 110 Absatz 3 des 
Bremischen Hochschulgesetzes (BremHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09. Mai 
2007 (Brem. GBl. S. 339), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Februar 2023 
(Brem. GBl. S. 68) auf der Grundlage von § 4 Abs. 11 und § 5b BremHG, die durch den 
Akademischen Senat der Universität Bremen am 17.04.2024 beschlossene Satzung in der 
nachstehenden Fassung genehmigt:  

PRÄAMBEL 2 

ERSTER ABSCHNITT: GRUNDSÄTZE UND DEFINITIONEN 2 

§ 1 ZIELE UND GRUNDSÄTZE 2 
§ 2 ANWENDUNGSBEREICH 2 
§ 3 VERBOT DER DISKRIMINIERUNG AUFGRUND BESTIMMTER MERKMALE 3 
§ 4 BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 3 

ZWEITER ABSCHNITT: VERANTWORTLICHKEITEN UND MAßNAHMEN ZUR PRÄVENTION 4 

§ 5 VERANTWORTUNG UND UMGANG ALLER ANGEHÖRIGEN UND MITGLIEDER DER UNIVERSITÄT 4 
§ 6 PFLICHTEN UND VERANTWORTUNGEN DER UNIVERSITÄTSLEITUNG UND PERSONEN MIT LEITUNGS- UND

BETREUUNGSAUFGABEN 5 
§ 7 AUFGABENBEREICH DIVERSITÄT UND ANTIDISKRIMINIERUNG 5 
§ 8 MAßNAHMEN ZUR PRÄVENTION 6 

DRITTER ABSCHNITT: VERTRAULICHE BERATUNG, NIEDRIGSCHWELLIGES INTERVENTIONSANGEBOT UND 
FORMELLE BESCHWERDE 6 

§ 9 VERTRAULICHE BERATUNG 7 
§ 10 NIEDRIGSCHWELLIGES INTERVENTIONSANGEBOT 8 
§ 11 OFFIZIELLES BESCHWERDERECHT UND BESCHWERDEVERFAHREN NACH DEM ALLGEMEINEN 

GLEICHBEHANDLUNGSGESETZ (AGG) 9 
§ 11A BESCHWERDERECHT 9 
§ 11B BESCHWERDEVERFAHREN 9 

VIERTER ABSCHNITT: SCHLUSSVORSCHRIFTEN 10 

§ 12 MAßNAHMEN UND SANKTIONEN 10 
§ 13 UMGANG MIT UNTERLAGEN UND DATEN IM RAHMEN DES BESCHWERDEVERFAHRENS 10 
§ 14 INKRAFTTRETEN 11 
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Präambel 

Die Universität Bremen hat zum Ziel, ein Lern-, Lehr- und Arbeitsort zu sein, der geprägt ist 
von einem Klima der Akzeptanz, des Vertrauens und eines fairen, solidarischen, respektvollen 
und diversitätssensiblen Umgangs miteinander. Im Rahmen ihres Zuständigkeitsbereiches 
verpflichtet sich die Universitätsleitung, alle Mitglieder und Angehörige der Universität vor 
Diskriminierung mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln zu schützen. 

Alle Mitglieder und Angehörigen der Universität sind aufgefordert, durch ihr Verhalten und 
Handeln zu einer diskriminierungssensiblen Kultur im Miteinander beizutragen 

Die Universitätsleitung ist sich dabei bewusst, dass Formen einer sachlich unbegründeten 
Ungleichbehandlung nicht offensichtlich oder zwangsläufig mit einer Diskriminierung in 
Zusammenhang stehen müssen. Die Umsetzung des Diskriminierungsschutzes wird deshalb 
durch Angebote eines universitären Konfliktmanagements zu ergänzen sein. Es geht der 
Universität Bremen darum, das Bewusstsein und die Aufmerksamkeit für Benachteiligungen 
zu schärfen und einer Tabuisierung entgegenzutreten. Somit verfolgt die Satzung auch das 
Ziel, präventiv zu wirken. 

Erster Abschnitt: Grundsätze und Definitionen 

§ 1 Ziele und Grundsätze

(1) Ziel dieser Satzung ist es, das Verbot von Diskriminierungen zu benennen, dafür zu
sensibilisieren, einen diskriminierungskritischen und konstruktiven Umgang mit 
Diskriminierung zu unterstützen sowie Transparenz und Handlungssicherheit zu schaffen. 

(2) Die Satzung informiert über Rechte und Verantwortlichkeiten, zeigt 
Unterstützungsangebote und Beschwerdemöglichkeiten sowie Konsequenzen bei Verstößen 
auf. 

(3) Sie soll Personen ermutigen, die Diskriminierung erfahren oder beobachtet haben, ihre
Handlungsmöglichkeiten und Rechte wahrzunehmen. 

(4) Die Universitätsleitung übernimmt damit ihre gesellschaftspolitische und rechtliche
Verantwortung, den Schutz vor Diskriminierung mittels geeigneter Maßnahmen bei 
strukturellen Missständen sowie bei individuellem Fehlverhalten sicherzustellen. Diese 
Verpflichtung ergibt sich aus europäischen Richtlinien, internationalen Konventionen, dem 
Grundgesetz, dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) und dem Bremischen 
Hochschulgesetz (BremHG). 

§ 2 Anwendungsbereich

(1) Diese Satzung gilt für alle Mitglieder und Angehörige der Universität i. S. d. § 5 Abs. 1
und 4 BremHG. 

(2) Sie findet auch Anwendung bei Diskriminierung von Dritten bzw. gegen Dritte, z.B.
Gästen, Vertragspartnerinnen bzw. Vertragspartnern oder Lieferanten, wenn mindestens eine 
beteiligte Person zum Personenkreis nach Absatz 1 gehört. 

(3) Der Anwendungsbereich dieser Satzung bezieht sich auf das Verhalten der genannten
Personen im universitären Kontext. Verhalten außerhalb des universitären Kontexts wird durch 

Amtliches Mitteilungsblatt Nr. 3 der Univesität Bremen vom 28. Mai 2024

60



diese Satzung dann erfasst, wenn es unter Ausnutzung und im Rahmen eines bestehenden 
Arbeits-, Ausbildungs- bzw. Lehrverhältnisses herbeigeführt wird. 

(4) Die Satzung gilt räumlich auf dem gesamten Gelände der Universität (z. B. auch
Anmietungen und Liegenschaften) sowie an allen Außenstellen. Sie gilt ebenso während 
Dienstreisen, auf offiziellen und digitalen Veranstaltungen bzw. Plattformen im 
Organisationsbereich der Universität Bremen sowie bei universitätsbezogenen 
Funktionsausübungen. 

(5) Die Satzung gilt ebenfalls in digitalen Kommunikationsräumen (z.B. Chats, Social
Media) und Telefonaten unter der Beachtung von Abs. 3. 

§ 3 Verbot der Diskriminierung aufgrund bestimmter Merkmale

(1) Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) definiert schützenswerte Merkmale.
Es verbietet Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts (dazu zählen auch 
Schwangerschaft/Elternschaft), der Geschlechtsidentität, rassistischer Gründe oder 
Zuschreibungen, der sexuellen Identität, der Religion oder Weltanschauung, einer 
Behinderung oder chronischen Erkrankung und des Lebensalters. Die Universität Bremen 
erweitert mit dieser Satzung die schützenswerten Merkmale - gemäß einer Empfehlung der 
Bundesantidiskriminierungsstelle für den Hochschul- und Wissenschaftsbereich – um: 
Nationalität und Staatsangehörigkeit, Sprache, sozio-ökonomischen Status, Familienstand, 
Sorgeaufgaben und äußere Erscheinung (z.B. Aussehen, Gewicht). 

(2) Diskriminierungen, insbesondere aus den in § 3 Absatz 1 genannten Gründen werden
an der Universität Bremen nicht geduldet. Sie erzeugen ein einschüchterndes und wenig 
förderliches Arbeits- und Lernumfeld und werden als Störung des Hochschulbetriebes und des 
Hochschulklimas verstanden. Ein konstruktiver Umgang mit der Thematisierung von 
Diskriminierung und der Schutz vor Diskriminierung sowohl im Miteinander wie auch auf der 
strukturellen Ebene soll daher Gegenstand der Auseinandersetzung zu einer 
diversitätssensiblen Organisationskultur sein. 

§ 4 Begriffsbestimmungen

(1) Diskriminierungen treten in vielfältigen Erscheinungsformen auf, u.a. als Äußerungen,
Handlungen oder Unterlassungen, die Menschen herabwürdigen, benachteiligen, belästigen, 
bedrohen oder schädigen und auf der strukturellen Ebene, wenn die Auslegung oder 
Anwendung von Vorschriften, Kriterien oder Verfahren dazu führen, dass bestimmte 
Personengruppen benachteiligt werden. Entscheidend für eine Diskriminierung ist das 
Ergebnis bzw. deren Wirkung, unabhängig von der Absicht. Somit können Unwissenheit, 
Gedankenlosigkeit oder bislang als selbstverständlich bewertete Handlungen eine 
Diskriminierung zur Folge haben, die insbesondere durch ihre Wiederholung dazu beiträgt, 
eine schädigende Wirkung zu haben. 

(2) Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine Person direkt wegen eines in §
3 Absatz 1 genannten Grundes eine nicht legitime Ungleichbehandlung erfährt, die eine 
andere Person in einer vergleichbaren Situation nicht erfährt, erfahren hat oder erfahren 
würde. Eine unmittelbare Benachteiligung wegen des Geschlechts liegt auch im Falle einer 
ungerechtfertigten Behandlung wegen Schwangerschaft oder Elternschaft vor. 

(3) Eine mittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn vermeintlich neutrale Vorschriften,
Kriterien oder Verfahren Personen indirekt wegen eines in § 3 Absatz 1 genannten Grundes 
in besonderer Weise benachteiligen können, es sei denn, die betreffenden Vorschriften, 
Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und zur 
Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich. 
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(4) Eine Belästigung liegt vor, wenn unerwünschte Verhaltensweisen, die mit einem in § 3
Absatz 1 genannten Grund in Zusammenhang stehen, bezwecken oder bewirken, dass die 
Würde der betreffenden Person verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, 
Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen 
wird. 

(5) Unter einer sexualisierten Diskriminierung (gemäß AGG "sexuelle Belästigung") ist ein
unerwünschtes, sexualisiertes Verhalten zu verstehen, das bezweckt oder bewirkt, dass die 
Würde der betreffenden Person verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, 
Erniedrigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. Dazu gehören 
u.a. unerwünschte sexualisierte Handlungen und Aufforderungen zu diesen, sexualisierte
unerwünschte und unangemessene körperliche Berührungen, Bemerkungen sexistischen
Inhalts sowie unerwünschtes Zeigen und sichtbares Anbringen von sexistischen
Darstellungen.

(6) Diskriminierungen können auch in Form gewaltvoller Handlungen erfolgen, die zu einer
physischen oder psychischen Schädigung und Verletzung führen oder diese androhen und 
damit eine strafrechtliche Verfolgung notwendig machen. Dazu gehören z.B. physische und 
psychische Gewalt, sexualisierte Übergriffe, Nötigungen und Vergewaltigungen oder Stalking 
- im Sinne des § 238 StGB -, ein unbefugtes Verfolgen, Nachstellen, Ausspähen oder
Belästigen.

(7) Die Anweisung zur Diskriminierung aus einem in § 3 Absatz 1 genannten Grundes gilt
ebenfalls als Benachteiligung. Eine solche Anweisung liegt vor, wenn jemand eine Person zu 
einem Verhalten auffordert, das eine der unter § 2 Absatz 1 und 2 genannten Personen 
diskriminiert oder diskriminieren kann. 

(8) Eine Diskriminierung liegt auch dann vor, wenn die Person, die die Benachteiligung
begeht, das Vorliegen eines der in § 3 Abs. 1 genannten Gründe nur annimmt. 

(9) Werden Personen in einer Situation aus mehreren der in § 3 Absatz 1 genannten
Gründe diskriminiert liegt eine Mehrfachdiskriminierung vor. Darüber hinaus gibt es die 
intersektionale Diskriminierung bei der sich unterschiedliche Diskriminierungsformen 
wechselseitig beeinflussen und verstärken und nicht voneinander getrennt betrachtet werden 
können. 

(10) Als besonders schwerwiegend ist eine Diskriminierung zu bewerten, wenn diese unter
Ausnutzung eines Abhängigkeitsverhältnisses geschieht oder als Druckmittel oder 
Vergeltungsmaßnahme gegenüber beschwerdeführenden Personen erfolgt. 

Zweiter Abschnitt: Verantwortlichkeiten und Maßnahmen zur Prävention 

§ 5 Verantwortung und Umgang aller Mitglieder und Angehörigen der Universität

(1) Alle Mitglieder und Angehörige der Universität sind aufgefordert durch ihr Verhalten und
Handeln zum respektvollen und diskriminierungssensiblen Umgang miteinander beizutragen 
und eine selbstkritische und konstruktive Auseinandersetzung zu ermöglichen. 

(2) Mitglieder und Angehörige der Universität, die aufgrund von konkreten Situationen und
Vorkommnissen mit Diskriminierung im Sinne dieser Satzung befasst oder konfrontiert sind, 
werden ermutigt, sich zur Klärung ihrer Handlungsmöglichkeiten an die unter § 10 genannten 
vertraulichen Beratungsstellen und Ansprechpartner*innen zu wenden. 
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§ 6 Pflichten und Verantwortungen der Universitätsleitung und Personen mit
Leitungs- und Betreuungsaufgaben 

(1) Die Universitätsleitung sieht es als ihre Pflicht an, alles zu tun, um die unter § 2 Absatz
1 und 2 genannten Personen zu schützen und einen adäquaten Umgang mit 
Diskriminierungen zu etablieren. Dies beinhaltet neben Maßnahmen zur Prävention und 
Sensibilisierung, die Förderung einer Kultur des Hinsehens, der Thematisierung und 
Auseinandersetzung auch durch entsprechende Unterstützungsangebote und zu guter Letzt 
die Sicherstellung eines formalen Beschwerdeverfahrens. Sie übernimmt die Verantwortung 
dafür, dass Mitglieder und Angehörige, die auf Missstände und Übergriffe hinweisen und 
benennen, nicht benachteiligt oder diskriminiert werden (Maßregelungsverbot gem. § 16 
AGG). 

(2) Mitglieder der Universität, die Ausbildungs-, Qualifizierungs- und Leitungsaufgaben in
Lehre, Forschung und Verwaltung wahrnehmen, tragen gemäß § 1 Absatz 4 eine besondere 
Verantwortung und Verpflichtung gegenüber den gemäß § 2 Absatz 1 und 2 zu schützenden 
Personen. Sie haben in ihrem Verantwortungsbereich dafür zu sorgen, eine 
diskriminierungssensible Zusammenarbeit und einen respektvollen Umgang mit Differenzen 
aktiv zu unterstützen und Personen über diese Satzung und die damit einhergehenden Rechte 
und Pflichten zu informieren. 

(3) Erhalten Personen mit Ausbildungs-, Qualifizierungs- und Leitungsaufgaben Hinweise
auf Diskriminierungen, müssen sie diesen Hinweisen oder Berichten im Rahmen Ihrer 
Fürsorgepflicht nachgehen. 

(4) Die Fürsorgepflicht umfasst die Bewertung und Aufklärung von Diskriminierungs-
hinweisen. Sollte sich dabei ein Handlungsbedarf abzeichnen, sind Personen mit Ausbildungs- 
Qualifizierungs- und Leitungsaufgaben angehalten die nächst höhere verantwortliche Person 
im Bereich einzubeziehen um Handlungsmöglichkeiten abzusprechen und die Möglichkeit zur 
Einleitung eines Beschwerdeverfahrens zu klären (bspw. Verwaltungsleitung, 
Dezernatsleitung, Dekanate oder Institutsleitungen). Zur Klärung von Handlungsmöglichkeiten 
und -pflichten gemäß dieser Satzung stehen ihnen vertrauliche Beratungsangebote in der 
Arbeitsstelle gegen Diskriminierung und Gewalt - Expertise & Konfliktberatung, kurz ADE 
(§ 10) zur Verfügung.

(5) Alle Informationen, persönlichen Daten und Gesprächsinhalte sind von den, in Absatz 2
genannten Personenkreis vertraulich zu behandeln. Dritte sind nur zu involvieren, sofern sie 
unmittelbar an den Vorkommnissen beteiligt sind. 

§ 7 Aufgabenbereich Diversität und Antidiskriminierung

(1) Die Erfüllung der Aufgaben der Universität nach § 4 Absatz 11 Satz 3 BremHG wird
nach Entscheidung des Rektorats durch ein Mitglied des Rektorats verantwortlich 
sichergestellt. Das zuständige Rektoratsmitglied trägt auch die Verantwortung für die 
Wahrnehmung der Aufgaben nach § 5b BremHG sowie der Aufgaben nach dieser Satzung. 

(2) Das zuständige Konrektorat kann zur Wahrnehmung dieser Aufgaben durch eine vom
Rektorat eingesetzten Kommission „Diskriminierungs- und diversitätssensible Universität“ 
unterstützt werden, die aus jeweils zwei Personen aus den unterschiedlichen Statusgruppen 
sowie universitären Akteur*innen aus den Arbeitsfeldern zu Antidiskriminierung, 
Chancengleichheit, Inklusion und Diversität zusammengesetzt ist. 

(3) Das zuständige Konrektorat übernimmt damit eine zentrale Steuerungsfunktion im
Kontext von Diversität und Antidiskriminierung und wird in dieser Aufgabenwahrnehmung von 
zentralen Stellen zu Diversität und Antidiskriminierung unterstützt. 
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(4) Prozesse und Strukturen zur Förderung einer diskriminierungssensiblen Universität
sollen reflektiert und evaluiert werden, um auf Basis der gewonnenen Erkenntnisse Vorschläge 
für diesbezügliche Maßnahmen und Handlungsnotwendigkeiten zum Diskriminierungsschutz 
und deren Umsetzung zu befördern. Dem Akademischen Senat ist mindestens alle zwei Jahre 
über die Entwicklungen zur Umsetzung dieser Satzung zu berichten. Darin sollen auch die 
Erfahrungen und statistischen Erhebungen der Personen in der Erst- und Verweisberatung, 
der ADE und den Beschwerdestellen berücksichtigt werden. 

§ 8 Maßnahmen zur Prävention

(1) Die Universitätsleitung strebt an, den Diskriminierungsschutz und Maßnahmen zu
Präventionen langfristig, nachhaltig und als Querschnittsaufgabe an der Universität zu 
etablieren und in institutionelle Veränderungsprozesse gem. § 4 Abs. 11 BremHG 
aufzunehmen. 

(2) Die Universitätsleitung fördert die Sensibilisierung und Qualifizierung ihrer Mitglieder
und Angehörigen im Ansprechen, Erkennen und einem konstruktiven Umgang mit 
Diskriminierung am Arbeits- und Studienplatz. 

Dazu gehört: 
 diese Satzung innerhalb der Universität in geeigneter Weise bekannt zu machen;
 Maßnahmen zur Qualifizierung von Personen in der Erst- und Verweisberatung, den

Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeitern in der ADE sowie der universitären
Beschwerdestelle gemäß § 12 sicherzustellen;

 die Kompetenzentwicklung von Führungskräften und Lehrenden an der Universität
Bremen durch regelmäßige Angebote zu den Themen Allgemeines
Gleichbehandlungsgesetz und Antidiskriminierung zu fördern;

 sowie spezifische Angebote für Angehörige der Universität bereit zu stellen, um eigene
Vorurteilsstrukturen zu reflektieren, genauso wie selbstermächtigende
Handlungsstrategien zu entwickeln (Empowermentworkshops).

(3) Darüber hinaus trägt die Universitätsleitung dafür Sorge, dass durch ein Melde- und
Notfallreaktionssystem auf dem Universitätsgelände unverzüglich auf Bedrohungen und 
Gewalt reagiert wird und Gefahrenquellen in Bezug auf Diskriminierung, Belästigung und 
Gewalt abgebaut werden. 

(4) Mitglieder und Angehörige, insbesondere Personen mit Führungs- und
Betreuungsaufgaben sind angehalten, durch die Teilnahme an Qualifizierungsangeboten und 
durch die Thematisierung der Inhalte dieser Satzung im eigenen Fach- oder 
Zuständigkeitsbereich an dem Umsetzungsprozess dieser Satzung mitzuwirken. 

Dritter Abschnitt: vertrauliche Beratung, Niedrigschwelliges 
Interventionsangebot und formelle Beschwerde 

§ 9 Vertrauliche Beratung

(1) Menschen, die Diskriminierung im Sinne dieser Satzung erfahren haben, ihre
Vertrauenspersonen, Beteiligte und handlungsverantwortliche Personen gemäß § 6 haben die 
Möglichkeit, im Falle von Diskriminierung zur Klärung ihrer Handlungs- und 
Schutzmöglichkeiten vertrauliche Beratungs- und Informationsangebote zu nutzen. 
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(2) Als Beratungsstelle für alle Diskriminierungsdimensionen gem. § 3 Abs. 1 steht für eine
persönliche und vertrauliche Antidiskriminierungsberatung die Arbeitsstelle gegen 
Diskriminierung und Gewalt – Expertise und Konfliktberatung (ADE) zur Verfügung. 

Weitere Informationen zu den Angeboten der ADE finden sich unter 
https://www.uni-bremen.de/ade 

(3) Darüber hinaus gibt es Anlaufstellen und Ansprechpersonen, die eine niedrigschwellige
Einstiegsunterstützung anbieten, um Orientierung zu geben sowie über das Angebot der
Antidiskriminierungsberatung in der ADE, Handlungs- und Schutzmöglichkeiten,
Beschwerderechte und das Beschwerdeverfahren zu informieren.

Folgende institutionelle Anlaufstellen und Ansprechpersonen bieten Informationen zum Inhalt 
dieser Satzung an. 

Für Beschäftigte: 
 die zentrale Frauenbeauftragte nach BremHG
 die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte nach LGG
 die Schwerbehindertenvertretung
 der Personalrat sowie
 die Auszubildendenvertretung
 die betriebliche Sozialberatung
 das Familienservicebüro

Für Studierende: 
 die zentrale Studienberatung
 die Studienzentren und Praxisbüros in den Fachbereichen
 das International Office
 die zentrale Frauenbeauftragte nach BremHG
 die Kontakt- und Informationsstelle für Studierende mit Behinderung oder chronischer

Erkrankung (KIS)
 das Familienservicebüro

Zur Verfügung stehen weitere Ansprechpersonen (bspw. in Projekten oder in den 
Studierendenvertretungen etc.), die aufgrund ihrer Themenschwerpunkte und ihrer Expertise 
im Bereich Antidiskriminierung bzgl. einer individuellen Unterstützung angefragt werden 
können. 

(4) Das Recht auf Anonymität der Mitglieder und Angehörigen der Universität, die
Diskriminierung im Sinne dieser Satzung erfahren haben, bleibt im Rahmen eines 
vertraulichen Beratungsgesprächs gewahrt. Aus einem vertraulichen Beratungsgespräch 
dürfen von Seiten der Ansprechpartner*innen und Berater*innen keine weiterführenden 
Maßnahmen ohne Einverständnis der ratsuchenden Person initiiert werden. Erhalten 
Beratende Kenntnis von strafbaren Handlungen, so weisen sie die betroffene Person auf die 
Möglichkeit einer Strafanzeige hin. 

§ 10 Niedrigschwelliges Interventionsangebot

(1) Soweit der zugrundeliegende Sachverhalt geeignet ist, können Mitglieder und
Angehörige der Universität, die das Gefühl haben, Diskriminierung im Sinne dieser Satzung 
erfahren zu haben, ein niedrigschwelliges Interventionsangebot zur Verständigung mit der/n 
Person/en nutzen, von der die wahrgenommene Diskriminierungshandlung ausgegangen ist. 
Hierfür können sie sich an die Arbeitsstelle gegen Diskriminierung und Gewalt, kurz ADE, (§ 9 
Absatz 2) wenden. 

(2) Ziele des niedrigschwelligen Interventionsangebotes sind:

Amtliches Mitteilungsblatt Nr. 3 der Univesität Bremen vom 28. Mai 2024

65



 Personen, die das Gefühl haben, Diskriminierung im Sinne dieser Satzung erfahren zu
haben, im Benennen der Diskriminierung zu unterstützen. Dadurch soll die eigene
Handlungsfähigkeit und Wirksamkeit aufrechterhalten bleiben bzw. die Möglichkeit,
diese zurückzugewinnen.

 Personen, denen diskriminierende Handlungen vorgeworfen werden, darin zu
unterstützen, einen respektvollen diskriminierungssensiblen konstruktiven Umgang mit
dem Diskriminierungsvorwurf zu entwickeln.

 auf dieser Grundlage gemeinsam Ideen für die zukünftigen Begegnungen,
Zusammenarbeit und Verständigung zu erarbeiten.

(3) Voraussetzungen zur Durchführung des niedrigschwelligen Interventionsangebotes
sind: 

 eine eindeutige Beauftragung durch die in Absatz 1 benannte Person sowie

 die Bereitschaft und das gegenseitige Einverständnis der beteiligten Personen, die das
Angebot wahrnehmen.

(4) Die Mitarbeiter*innen der ADE können auf Wunsch der in Absatz 1 benannten Person
direkt Kontakt zu der/n als diskriminierend wahrgenommen Person/en aufnehmen. 

(5) Alle Informationen, persönlichen Daten und Gesprächsinhalte werden vertraulich
behandelt. Aus der niedrigschwelligen Intervention dürfen von Seiten der Beraterinnen bzw. 
Berater keine weiterführenden Maßnahmen ohne Einverständnis der Beteiligten initiiert 
werden. 

(6) Das niedrigschwellige Interventionsangebot begründet keinen (arbeits-) rechtlichen
Anspruch auf Verbesserung von Prüfungsleistungen, (Wieder-) Einstellung, Begründung eines 
Beschäftigungsverhältnisses, Berufsausbildungsverhältnisses oder einen beruflichen 
Aufstieg. Dies muss separat geltend gemacht werden. 

(7) Das niedrigschwellige Interventionsangebot ersetzt keine offizielle Beschwerde, und
Betroffene haben weiter das Recht, ein Beschwerdeverfahren in Gang zu setzen, wenn z.B. 
die Möglichkeit einer niedrigschwelligen Intervention nicht als sinnvoll zu bewerten ist, oder 
das Ergebnis nicht als zufriedenstellend erlebt wird. 

§ 11 Offizielles Beschwerderecht und Beschwerdeverfahren nach dem
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 

§ 11a Beschwerderecht

(1) Mitglieder und Angehörige der Universität, die sich insbesondere aufgrund eines im
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz genannten Diskriminierungsmerkmales subjektiv 
diskriminiert fühlen, haben das Recht, sich bei der von der Universität benannten AGG-
Beschwerdestellen offiziell zu beschweren. 

Die zuständigen AGG-Beschwerdestellen sind: 

 die AGG-Beschwerdestelle für Beschäftigte der Universität gem. § 12 AGG, die im
Personaldezernat angesiedelt ist.

 die AGG-Beschwerdestelle für Studierende, Angehörige und Stipendiat*innen der
Universität (§ 9 der Grundordnung) die in der Rechtsstelle der Universität angesiedelt
ist. 
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(2) Beschwerdeführende Personen dürfen wegen der Wahrnehmung des 
Beschwerderechtes nicht benachteiligt oder diskriminiert werden. Die Universitätsleitung 
verpflichtet sich, Benachteiligungen, die aufgrund einer Beschwerde ausgeübt werden, zu 
ahnden. 

§ 11b Beschwerdeverfahren

(1) Die Beschwerde ist in schriftlicher Form oder zur Niederschrift an die jeweilige AGG-
Beschwerdestelle zu richten. 

(2) Die Beschwerde muss die benachteiligend, diskriminierend empfundenen Ereignisse
beschreiben. Zeug*innen und Beweise sind –soweit vorhanden- zu benennen. Außerdem ist 
mittzuteilen, ob Personen mit Leitungs- und Betreuungsaufgaben informiert wurden und ob 
durch diese bereits Maßnahmen eingeleitet wurden. 

(3) Nach Eingang einer Beschwerde führt die Beschwerdestelle zeitnah eine Anhörung der
beschwerdeführenden Person durch und informiert diese über das Verfahren, die Vorprüfung 
der Beschwerde, ihre Rechte und Pflichten und Unterstützungsmöglichkeiten im 
Beschwerdeverfahren. Auf Wunsch der beschwerdeführenden Person kann eine Person des 
Vertrauens oder aus der Interessenvertretung an der Anhörung teilnehmen. 

(4) Die Beschwerdestelle ermittelt den Sachverhalt. Für die Sachverhaltsprüfung ist die
Anhörung der Person/en, gegen die sich die Beschwerde richtet, wesentlich. Die 
Beschwerdestelle fordert die beschuldigte Person auf, sich innerhalb von 14 Tagen nach 
Anhörung der beschwerdeführenden Person schriftlich zu äußern. Auf dieser Grundlage 
erfolgt ein persönliches Gespräch mit der beschuldigten Person. Auf Wunsch der 
beschuldigten Person kann eine Person des Vertrauens an dem Gespräch teilnehmen. 

(5) Darüber hinaus kann die Sachverhaltsaufklärung durch die Beschwerdestelle auf
Anhörungen von Beteiligten oder Zeug*innen erweitert werden. Die Beschwerdestelle kann 
insbesondere bei Sofortmaßnahmen unmittelbare Vorgesetzte aus den betroffenen Bereichen 
mit einbeziehen. Zur Wahrung der allgemeinen Persönlichkeitsrechte aller Beteiligten ist 
allerdings darauf zu achten, dass der Kreis der involvierten Personen so klein wie möglich 
gehalten wird. Bei außergewöhnlichen zeitlichen Verzögerungen bzgl. der 
Sachverhaltsaufklärung informiert die Beschwerdestelle die beschwerdeführende und die 
beschuldigte Person. 

(6) Die jeweilige AGG-Beschwerdestelle setzt die Universitätsleitung anschließend über
das Ergebnis der Sachverhaltsprüfung in Kenntnis. Wenn die Beschwerde begründet ist, 
ergreift die Universitätsleitung geeignete, erforderliche und verhältnismäßige Maßnahmen. 

(7) Das Ergebnis der Prüfung wird der/ den beschwerdeführenden Person/en und der/ den
beschuldigten Person/en schriftlich mitgeteilt. Eine Zurückweisung der Beschwerde wird 
ebenfalls schriftlich begründet. Die Mitteilung muss eindeutig sein, da sie zu Rechtsfolgen 
führen kann. 

(8) Für Beschäftigte der Universität bleibt das Recht auf eine Unterstützung durch den
Personalrat, die Frauenbeauftragten nach BremHG und LGG und Schwer-
behindertenvertretungen unberührt und kann jederzeit in Anspruch genommen werden. Dies 
gilt insbesondere für die Kontroll-, Initiativ- und Widerspruchsrechte bezgl. aller Maßnahmen, 
die dem Ziel und Zweck des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes und Schutz vor 
Diskriminierung, Belästigung und Gewalt widersprechen und als unbefriedigend und 
unzureichend bewertet werden (§ 17 AGG). 
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Vierter Abschnitt: Schlussvorschriften 

§ 12 Maßnahmen und Sanktionen

(1) Die Universitätsleitung kann im Rahmen ihres Weisungs- oder Ordnungsrechts
Auflagen und organisatorische Maßnahmen zum Diskriminierungsschutz und zur Förderung 
der Kritik- und Konfliktfähigkeit, Weiterentwicklung und Selbstreflexion zur Förderung einer 
Diskriminierungssensibilität festlegen und anordnen. Dazu gehören Trainings- und 
Weiterbildungsmaßnahmen oder auch gezielte, lösungsorientiere Beratungsangebote zur 
Reflexion von Haltungen, Einstellungen und Verhalten. Diese Maßnahmen sind im Anschluss 
von den jeweils Verantwortlichen zu evaluieren und bzgl. ihrer Wirksamkeit zu überprüfen. 

(2) Erweist sich eine Beschwerde in einem offiziellen Beschwerdeverfahren nach der AGG-
Beschwerdeprüfung als begründet, entscheidet die Universitätsleitung auf Grundlage des 
Entscheidungsvorschlags der AGG-Beschwerdestelle, welche geeigneten, erforderlichen und 
angemessenen Maßnahmen gegen die beschuldigte/n Person/en zu ergreifen sind. Die 
Maßnahmen und Sanktionen müssen dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz folgen und die 
arbeits-, beamten- und hochschulrechtlichen Voraussetzungen erfüllen. 

(3) Gegenüber Beschäftigten der Universität kommen insbesondere folgende Maßnahmen
in Betracht: 

- die Durchführung eines formellen Dienstgesprächs
- mündliche oder schriftliche Belehrung
- Ermahnung
- Abmahnung
- Umsetzung oder Versetzung
- Ausschluss von der Nutzung universitärer Einrichtungen (z.B. partiell oder

temporär)
- Einleitung eines Disziplinarverfahrens
- ordentliche/außerordentliche (fristlose) Kündigung
- Strafanzeige

(4) Gegenüber Studierenden sowie allen unter § 2 genannten Personen, die in keinem
Beschäftigungsverhältnis mit der Universität Bremen stehen, kommen insbesondere folgende 
Maßnahmen in Betracht: 

- regulierendes Gespräch
- mündliche/schriftliche Belehrung/Ermahnung
- Ausschluss von der Nutzung (bestimmter) universitärer Einrichtungen
- Ausschluss von Lehrveranstaltung/en
- Hausverbot (partiell oder temporär, in Ausnahmefällen auch dauerhaft),
- Exmatrikulation gemäß § 42 Abs. 4 BremHG der Universität Bremen
- Vertragskündigung z.B. bei Dienstleistungsunternehmen oder

Mietverhältnissen
- Strafanzeige

§ 13 Umgang mit Unterlagen und Daten im Rahmen des Beschwerdeverfahrens

(1) Es ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass Dritte keinen Zugriff auf die
erhobenen Daten und Vermerke haben. 

(2) Die im Rahmen des Verfahrens erhobenen Daten und Vermerke werden in der
Beschwerdestelle in schriftlicher oder elektronischer Form verarbeitet und aufbewahrt. 
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(3) Ab dem Zeitpunkt des Abschlusses des Verfahrens werden die erhobenen Daten
gemäß Datenschutzverordnung aufbewahrt und danach vernichtet bzw. gelöscht. 

§ 14 Inkrafttreten

Die Satzung tritt mit der Genehmigung der Rektorin in Kraft. Gleichzeitig treten die Ordnungen 
zum Beschwerdeverfahren in der Universität Bremen im Falle von Gewaltanwendungen, 
verbotener Benachteiligungen und Diskriminierungen für Studierende, Angehörige und 
Stipendiatinnen, Stipendiaten der Universität Bremen und die Ordnung über 
Beschwerdeverfahren für die Beschäftigten der Universität Bremen im Falle verbotener 
Benachteiligungen und Diskriminierungen außer Kraft. 

Bremen, den 19.04.2024 Die Rektorin der Universität Bremen 
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Aufnahmeordnung für den Masterstudiengang 
„The Economics of Global Challenges“ 

an der Universität Bremen 

Vom 22. Mai 2024 

Die Rektorin der Universität Bremen hat am 23. Mai 2024 nach § 110 Absatz 3 des Bremi-
schen Hochschulgesetzes (BremHG) i.V.m § 33 Absatz 6 BremHG in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. Mai 2007 (Brem.GBI. S. 339), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 28. März 2023 (Brem.GBl. S. 305), und § 3 Absatz 2 des Bremischen Hoch-
schulzulassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. November 2010 
(Brem.GBl. S. 545), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. Februar 2023 (Brem.GBl. S. 68), 
die Aufnahmeordnung für den Masterstudiengang „The Economics of Global Challenges“ in 
der nachstehenden Fassung genehmigt. 

§ 1

Aufnahmevoraussetzungen und -verfahren 

(1) Aufnahmevoraussetzungen für den Masterstudiengang „The Economics of Global Chal-
lenges“ (Kurztitel: „Economics“) sind:

a) Ein erster berufsqualifizierender Hochschulabschluss in einem der folgenden Studien-
gänge:

­ Volkswirtschaftslehre,
­ Politikwissenschaften,
­ Soziologie,
­ Betriebswirtschaftslehre,
­ Wirtschaftswissenschaft,
­ Rechtswissenschaft,
­ Staatswissenschaften,
­ Wirtschaftsinformatik,
­ Wirtschaftsingenieurwesen,

oder in einem Studiengang, der keine wesentlichen Unterschiede in Inhalt, Umfang
und Anforderungen zu den vorgenannten erkennen lässt, mit Studienleistungen im
Umfang von mindestens 180 Leistungspunkten (Credit Points = CP) nach dem Euro-
pean Credit Transfer and Accumulation System (ECTS), oder Leistungen, die keine
wesentlichen Unterschiede in Inhalt, Umfang und Anforderungen zu jenen erkennen
lassen.

b) Eine Mindestnote von 2,7 als Gesamtnote des vorangegangenen Abschlusses bzw.
des zum Zeitpunkt der Bewerbung erreichten Notendurchschnitts (mind. 130 CP).

c) Der Nachweis von mindestens 12 CP im Bereich der Volkswirtschaftslehre und 9 CP
in statistischen und bzw. oder ökonometrischen Methoden, die in einem vorherigen
Studium erbracht worden sind.
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d) Kenntnisse der englischen Sprache, die mindestens dem Niveau C1 des Gemeinsa-
men Europäischen Referenzrahmens für Sprachen (GER) entsprechen. Zum Zeit-
punkt der Bewerbung sind Englischkenntnisse mindestens auf dem Niveau B2 des
GER nachzuweisen. Der Nachweis ist auch erbracht, wenn Bewerberinnen und Be-
werber ihre Hochschulzugangsberechtigung oder den letzten Hochschulabschluss in
englischer Sprache erworben haben.

(2) Über die Anerkennung von Studienleistungen und/oder Studiengängen nach Absatz 1
Buchstaben a, b und c entscheidet die Auswahlkommission.

(3) Die Bewerbung kann auch erfolgen, wenn das vorangegangene Studium bis zum Bewer-
bungsschluss eines Jahres noch nicht abgeschlossen ist, jedoch Leistungen im Umfang von
mindestens 130 CP erbracht worden sind. Erfüllt die Bewerbung die weiteren Aufnahmevo-
raussetzungen nach § 1 Absatz 1 Buchstaben a, b, c und d (Kenntnisse der englischen
Sprache auf dem Niveau B2) kann die Zulassung unter der Bedingung erfolgen, dass alle
Studien- und Prüfungsleistungen für den ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschluss
und der Nachweis der Sprachkenntnisse gemäß § 1 Absatz 1 Buchstabe d (Kenntnisse der
englischen Sprache auf dem Niveau C1) spätestens zwei Wochen nach Lehrveranstaltungs-
beginn des Masterstudiengangs erbracht sind. Die entsprechenden Urkunden und Zeug-
nisse, die zugleich das Bestehen der Abschlussprüfung nachweisen, sind in diesem Fall bis
spätestens zum 31. Dezember (bei Studienbeginn im Wintersemester) bzw. 30. Juni (bei
Studienbeginn im Sommersemester) desselben Jahres einzureichen.

(4) Das Sekretariat für Studierende überprüft das Vorhandensein der formalen Aufnahmevo-
raussetzungen. Sind die für das Studium erforderlichen Aufnahmevoraussetzungen erfüllt, so
wird die Bewerberin oder der Bewerber für das Studium zugelassen, sofern die Anzahl der
Bewerbungen die Zulassungszahl gemäß § 4 Absatz 1 nicht übersteigt.

§ 2

Semesterbeginn 

Bewerberinnen und Bewerber für den Masterstudiengang „The Economics of Global Challen-
ges“ werden jeweils zum Wintersemester der Universität Bremen zugelassen. Semesterbe-
ginn ist der 1. Oktober. 
Fortgeschrittene werden zum jeweiligen Sommersemester und Wintersemester zugelassen, 
Semesterbeginn ist der 1. April bzw. der 1. Oktober. 

§ 3

Form und Frist der Anträge 

(1) Die Bewerbung und die Nachweise gemäß § 1 sind zum Bewerbungsschluss elektro- 
nisch einzureichen. Näheres ergibt sich aus den Webseiten der Universität Bremen unter
www.uni-bremen.de/master.

(2) Zur Immatrikulation, spätestens aber zwei Wochen nach Lehrveranstaltungsbeginn des
Masterstudiengangs, sind die in Absatz 3 genannten Nachweise in Papierform einzureichen.
Von Unterlagen, die nicht in deutscher oder englischer Sprache verfasst sind, sind deutsch-
sprachige Übersetzungen beizufügen. Die Übersetzungen müssen von einem in Deutsch-
land vereidigten, beeidigten oder ermächtigten Übersetzungsbüro vorgenommen worden
sein.
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(3) Folgende Nachweise sind in Papierform vorzulegen:

− Annahmeerklärung,

− Nachweise aller in § 1 bestimmten Aufnahmevoraussetzungen,

− Darstellung des bisherigen Studienverlaufs (Studien- und Prüfungsleistungen in CP,
Transcript of Records oder vergleichbares Dokument).

(4) Der Bewerbung einer oder eines Fortgeschrittenen muss zudem der Nachweis von für
den Master anrechenbaren Studienleistungen im Umfang von mindestens 10 CP beigefügt
werden.

− Für eine Bewerbung als Fortgeschrittene oder Fortgeschrittener zum Sommersemes-
ter ist dieser Nachweis bei Zulassungsbeschränkung des Studiengangs bis zum
15. Januar, bei nicht zulassungsbeschränkten Studiengängen bis zwei Wochen nach
Lehrveranstaltungsbeginn des Masterstudiengangs einzureichen.

− Für eine Bewerbung als Fortgeschrittene oder Fortgeschrittener zum Wintersemester
ist dieser Nachweis bei Zulassungsbeschränkung des Studiengangs bis zum 31. Mai,
bei nicht zulassungsbeschränkten Studiengängen bis zwei Wochen nach Lehrveran-
staltungsbeginn des Masterstudiengangs einzureichen.

(5) Bewerbungsschluss für das Wintersemester ist der 31. Mai und für das Sommersemester
(nur für Fortgeschrittene) der 15. Januar. Diese Bewerbungsfristen gelten für Studienanfän-
gerinnen und Studienanfänger sowie für Fortgeschrittene.

§ 4

Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber 

(1) Die Zahl der Studienplätze kann beschränkt werden und wird ggf. jährlich neu festge-
setzt. Übersteigt die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber, die die Aufnahmevoraussetzun-
gen nach § 1 erfüllen, die vorhandenen Kapazitäten, wird eine Rangfolge gemäß Absatz 2
gebildet, nach der die Studienplätze vergeben werden.

(2) Eine Auswahlkommission gemäß § 5 bewertet die Bewerbungsunterlagen auf der Grund-
lage des in Absatz 3 dargestellten Bewertungsschemas.

(3) Das Bewertungsschema für die Rangfolgenbildung ergibt sich wie folgt: Es werden insge-
samt bis zu 100 Punkte vergeben, die sich auf die Auswahlkriterien wie folgt aufteilen:

− Maximal 50 Punkte: Gesamtnote des vorangegangenen Abschlusses oder des zum
Zeitpunkt der Bewerbung erreichten Notendurchschnitts (mindestens 130 CP). Dabei
werden die Noten wie folgt in Punkte umgerechnet:

- 1,0 – 1,5 50 Punkte, 
- 1,6 – 2,0 40 Punkte, 
- 2,1 – 2,5 30 Punkte 
- 2,6 – 2,7 20 Punkte. 

− Maximal 50 Punkte: Beurteilung der Relevanz der Studienschwerpunkte im vorange-
gangenen Studium und der Vorerfahrungen im Bereich der Volkswirtschaftslehre. Die
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Auswahlkommission vergibt zwischen 0 und 50 Punkten unter besonderer Berück-
sichtigung von Studienprojekten. 

(4) Die Auswahlkommission bildet auf Grundlage der nach Absatz 3 vorgenommenen Bewer-
tung der Bewerbungsunterlagen eine Rangfolge für die Zulassung.

(5) Eine Auswahl nach Härtefallaspekten gemäß § 31 der Studienplatzvergabeverordnung ist
möglich. Die Studienplätze der Härtequote (5 v.H.) werden auf Antrag an Bewerberinnen und
Bewerber vergeben, für die die Nichtzulassung eine außergewöhnliche Härte bedeuten
würde. Eine außergewöhnliche Härte liegt insbesondere vor, wenn besondere soziale oder
familiäre Gründe in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die sofortige Aufnahme
des Studiums zwingend erfordern. Die Rangfolge wird durch den Grad der außergewöhnli-
chen Härte bestimmt.

(6) Über die Zulassung zum Studium und Widersprüche gegen ablehnende Bescheide ent-
scheidet die Rektorin oder der Rektor der Universität Bremen.

§ 5

Auswahlkommission 

Zur Wahrnehmung der durch diese Ordnung zugewiesenen Aufgaben wird eine Auswahl-
kommission eingesetzt. Die Mitglieder der Auswahlkommission werden vom Fachbereichsrat 
benannt. Sie besteht aus: 

− 3 im Studiengang tätigen Hochschullehrenden,

− 1 akademischen Mitarbeitenden und

− 1 Studierenden.

Die Amtszeit der Hochschullehrenden und der akademischen Mitarbeitenden in der Auswahl-
kommission beträgt zwei Jahre, die Amtszeit der studentischen Vertretung ein Jahr. Alle Mit-
glieder der Kommission sind stimmberechtigt. 

§ 6

Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am Tag nach der Genehmigung durch die Rektorin oder den Rektor in 
Kraft. Sie wird im Amtlichen Mitteilungsblatt der Universität Bremen veröffentlicht und gilt für 
die erstmalige Zulassung ab dem Wintersemester 2025/26. 

Genehmigt, Bremen, den 23. Mai 2024 
Die Rektorin 

der Universität Bremen 
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Angebotsspezifische Prüfungsordnung für das Weiterbildende Studium 
mit Zertifikatsabschluss „Inklusive Pädagogik in Schule und Unterricht“ 

an der Universität Bremen 

Vom 10. April 2024 

Der Fachbereichsrat 12 (Erziehungs- und Bildungswissenschaften) hat auf seiner Sitzung 
am 10. April 2024 gemäß § 87 Absatz 1 Nummer 2 des Bremischen Hochschulgesetzes 
(BremHG) i.V.m. § 62 BremHG in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 2007 
(Brem.GBI. S. 339), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. März 2023 
(Brem.GBl. S. 305), folgende Prüfungsordnung beschlossen: 

Diese angebotsspezifische Prüfungsordnung gilt in Verbindung mit dem Allgemeinen Teil für 
Prüfungsordnungen im Bereich der wissenschaftlichen Weiterbildung (AT WB) der Universi-
tät Bremen vom 3. Juli 2013 in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 1

Veranstalter 

Das Weiterbildende Studium mit Zertifikatsabschluss „Inklusive Pädagogik in Schule und Un-
terricht“ (Kurztitel: Weiterbildendes Studium „IP in Schule und Unterricht“) an der Universität 
Bremen wird vom Fachbereich 12 in Kooperation mit der Akademie für Weiterbildung durch-
geführt. 

§ 2

Studienumfang und Abschlussgrad 

(1) Das Weiterbildende Studium „IP in Schule und Unterricht“ dauert 4 Semester und wird
berufsbegleitend studiert.

(2) Für den erfolgreichen Abschluss des Weiterbildenden Studiums „IP in Schule und Unter-
richt“ sind insgesamt 90 Leistungspunkte (Credit Points = CP) nach dem European Credit
Transfer and Accumulation System (ECTS) zu erwerben.

(3) Mit dem erfolgreichen Abschluss des Studiums wird ein Zertifikat an der Universität Bre-
men erworben.

(4) Werden einzelne Module belegt und erfolgreich abgeschlossen, so wird eine Bescheini-
gung über die erfolgreiche Modulprüfung ausgestellt.

§ 3

Studienaufbau, Module und Leistungspunkte 

(1) Das Weiterbildende Studium mit Zertifikatsabschluss „IP in Schule und Unterricht“ wird
gemäß § 2 Absatz 3 AT WB studiert.

(2) Die Anlage 1 stellt den Studienverlauf dar, die Anlage 2 regelt die zu erbringenden
Prüfungsleistungen.

(3) Module werden als Pflichtmodule durchgeführt.

(4) Module im Pflichtbereich werden in deutscher Sprache durchgeführt.
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(5) Die im Studienverlaufsplan vorgesehenen Module werden mindestens einmal pro Durch-
gang angeboten, ebenso die in einem Modul vorgesehenen Prüfungen.

(6) Die den Modulen jeweils zugeordneten Lehrveranstaltungen werden in den Modulbe-
schreibungen ausgewiesen.

(7) Lehrveranstaltungen werden gemäß § 4 Absatz 1 AT WB durchgeführt.

§ 4

Prüfungen 

(1) Prüfungen werden in den Formen gemäß §§ 5 ff. AT WB und der Ordnung der Universität
Bremen zur Durchführung elektronischer Prüfungen (DigiPrüfO UB/Digitalprüfungsordnung)
in der jeweiligen Fassung durchgeführt. Darüber hinaus können Prüfungen in den in Anla-
ge 3 aufgeführten Formen erfolgen. Der Prüfungsausschuss kann im Einzelfall auf Antrag ei-
ner Prüferin oder eines Prüfers weitere Prüfungsformen zulassen.

(2) Das erneute Angebot an Prüfungen kann gemäß § 19 Absatz 4 AT WB in einer anderen
als der ursprünglich durchgeführten Form erfolgen.

(3) Bearbeitungsfristen und Umfang von Prüfungen werden den Studierenden zu Beginn des
Moduls mitgeteilt.

(4) Das Kompensationsprinzip gemäß § 3 Absatz 9 AT WB wird nicht angewendet.

§ 5

Anerkennung und Anrechnung 

Die Anerkennung oder die Anrechnung von Leistungen erfolgt gemäß § 21 AT WB in der 
jeweils geltenden Fassung. 

§ 6

Zulassungsvoraussetzungen für Module 

Es gibt keine Zulassungsvoraussetzungen für Module. 

§ 7

Geltungsbereich und Inkrafttreten 

Diese Prüfungsordnung tritt nach der Genehmigung durch die Rektorin oder den Rektor am 
1. August 2024in Kraft. Sie wird im Amtlichen Mitteilungsblatt der Universität Bremen veröf-
fentlicht. Sie gilt für Studierende der Weiterbildung, die ab dem 1. August 2024 im Weiterbil-
denden Studium mit Zertifikatsabschluss „Inklusive Pädagogik in Schule und Unterricht“ ihr
Studium aufnehmen.

Genehmigt, Bremen, den 12. April 2024 
Die Rektorin 

der Universität Bremen 
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Anlagen: 

Anlage 1: Studienverlaufsplan für das Weiterbildende Studium „Inklusive Pädagogik in 
Schule und Unterricht“ 

Anlage 2: Module und Prüfungsanforderungen 
Anlage 3: Weitere Prüfungsformen 
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Anlage 1: Studienverlaufsplan für das Weiterbildende Studium „Inklusive Pädagogik 
in Schule und Unterricht“ 

Der Studienverlaufsplan stellt eine Empfehlung für den Ablauf des Studiums dar. Der Studi-
enverlaufsplan geht von einem berufsbegleitenden Studium von 3 Halbjahren aus. 

Pflichtmodule ∑ 90 CP 

1. 
Halbj. 

IPW-1, 
Inklusion, 
Exklusion 
und Schule 
9 CP 

IPW-2, 
Intersektiona-
lität, Behin-
derung und 
Schule, 
9 CP 

IPW-3, 
Kooperation 
und Team, 
9 CP 

IPWZ-11, 
Reflektierte 
Praxis – 
Inklusive 
Strukturen, 
9 CP 

30 

2. 
Halbj. 

IPW-4, 
Beratung 
und 
Innovation, 
6 CP 

IPW-5, 
Inklusive 
Didaktik, 
9 CP 

IPW-6, 
Individuelle 
Entwick-
lungspla-
nung, Dia-
gnostik und 
Unterricht, 
6 CP 

IPW-7, 
Einführung 
Förder-
schwer-
punkte, 
9 CP 

27 

3. 
Halbj. 

IPW-8, 
Spezifische 
Diagnostik 
und Fallar-
beit, 
6 CP 

IPW-9-1, 
Vertiefung 
Förder-
schwer-
punkte, 
6 CP 

IPW-9-2, 
Querlagen 
Förder-
schwer-
punkte, 
3 CP 

IPWZ-12, 
Reflektierte 
Praxis – 
Inklusive 
Praktiken, 
9 CP 

33 

CP: Credit Points, Halbj.: Halbjahr 
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Anlage 2: Module und Prüfungsanforderungen 

Pflichtmodule (Compulsory Modules) 

K.-Ziffer Modultitel, deutsch Modultitel, englisch CP Modultyp 
P/WP/W 

MP/TP/KP CP-Auftlg. 
bei TP 

PL/SL 
(Anzahl) 

IPW-1 Inklusion, Exklusion und 
Schule 

Inclusion, Exclusion and 
Schooling 

9 P MP PL: 1 
SL: 0 

IPW-2 Intersektionalität, Behin-
derung und Schule 

Intersectionality, Disa-
bility, and Schooling 

9 P MP PL: 1 
SL: 0 

IPW-3 Kooperation und Team Co-operation and Team 
Building 

9 P MP PL: 1 
SL: 0 

IPW-4 Beratung und 
Innovation 

Counseling and Innova-
tion 

6 P MP PL: 1 
SL: 0 

IPW-5 Inklusive Didaktik Inclusive Didactics 9 P MP PL: 1 
SL: 0 

IPW-6 Individuelle Entwick-
lungsplanung, Diagnos-
tik und Unterricht 

Individual Education 
Planning, Diagnosis, 
and Teaching 

6 P MP PL: 1 
SL: 0 

IPW-7 Einführung Förder-
schwerpunkte 

Introduction to Special 
Educational Needs 

9 P TP Prüfungs-
leistung 1, 
4,5 CP 

PL: 1 
SL: 0 

Prüfungs-
leistung 2, 
4,5 CP 

PL: 1 
SL: 0 

IPW-8 Spezifische Diagnostik 
und Fallarbeit 

Specific Diagnosis and 
Case Work 

6 P MP PL: 1 
SL: 0 

IPW-9-1 Vertiefung Förder-
schwerpunkte 

Specialization in Spe-
cial Educational Needs 

6 P TP Prüfungs-
leistung 1, 
3 CP 

PL: 1 
SL: 0 

Prüfungs-
leistung 2, 
3 CP 

PL: 1 
SL: 0 

IPW-9-2 Querlagen Förder-
schwerpunkte 

Cross-Categorical Spe-
cial Educational Needs 

3 P MP PL: 1 
SL: 0 

IPWZ-
11 

Reflektierte Praxis – 
Inklusive Kulturen 

Reflective Practice – 
Inclusive Cultures 

9 P MP PL: 0 
SL: 1 

IPWZ-
12 

Reflektierte Praxis – 
Inklusive Strukturen 

Reflective Practice – 
Inclusive Structures 

9 P MP PL: 0 
SL: 1 

K.-Ziffer: Kennziffer, CP: Credit Points, Auftlg.: Aufteilung, P: Pflichtmodul, WP: Wahlpflichtmodul, 
MP: Modulprüfung, TP: Teilprüfung, KP: Kombinationsprüfung, PL: Prüfungsleistung (= benotet), 
SL: Studienleistung (= unbenotet) 

Anlage 3: Weitere Prüfungsformen 

Über die in § 5 und in § 8 AT WB genannten Prüfungsformen hinaus sind die folgenden Prü-
fungsformen üblich: 

- Ausstellung mit Präsentation und schriftlicher Dokumentation: Eine Ausstellung kann
Resultat einer Erkundung, Exkursion oder vertiefenden Auseinandersetzung mit einem
spezifischen Themengebiet sein.

- Dokumentation der Fallarbeit: Dies umfasst die schriftliche Dokumentation der Fallar-
beit mit individueller Entwicklungs- bzw. Förderplanung, Umsetzung pädagogisch-di-
daktischer Implikationen und Reflektion.

- Dokumentation eines Unterrichtsprojekts: Dies umfasst die schriftlich dokumentierte
Planung, Durchführung, Reflektion und Evaluation eines Unterrichtsprojekts bzw. einer
Unterrichtsreihe.

Amtliches Mitteilungsblatt Nr. 3 der Univesität Bremen vom 28. Mai 2024

79



- Empirische Erkundung mit schriftlicher Dokumentation: Die Studierenden führen selb-
ständig eine empirische Erkundung in einem ausgewählten Praxisfeld durch. Die empi-
rische Erkundung wird forschungsmethodisch begründet und ausgewertet.

- Entwicklung didaktischer Materialien: Die Studierenden entwickeln didaktische Materia-
lien für den Einsatz im inklusiven Kontext und begründen die Materialien theoriegelei-
tet.

- Lerntagebuch: Ein Lerntagebuch spiegelt den kontinuierlichen Lernzuwachs sowie die
Lehr-Lern-Prozesse im Rahmen der Seminare eines Moduls wider.
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Angebotsspezifische Prüfungsordnung für das Weiterbildende Studium mit 
Zertifikatsabschluss „Softwareentwicklung und Software Engineering“ 

an der Universität Bremen 

Vom 24. April 2024 

Der Fachbereichsrat 3 (Mathematik/Informatik) hat auf seiner Sitzung am 24. April 2024 ge-
mäß § 87 Absatz 1 Nummer 2 des Bremischen Hochschulgesetzes (BremHG) i.V.m. § 62 
BremHG in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 2007 (Brem.GBI. S. 339), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. März 2023 (Brem.GBl. S. 305), folgende Prü-
fungsordnung beschlossen: 

Diese angebotsspezifische Prüfungsordnung gilt in Verbindung mit dem Allgemeinen Teil für 
Prüfungsordnungen im Bereich der wissenschaftlichen Weiterbildung (AT WB) der Universi-
tät Bremen vom 3. Juli 2013 in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 1

Veranstalter 

Das Weiterbildende Studium mit Zertifikatsabschluss „Softwareentwicklung und Software 
Engineering“ (Kurztitel: Weiterbildendes Studium „SWE“) wird vom Fachbereich 3 der 
Universität Bremen in Kooperation mit der Akademie für Weiterbildung durchgeführt. 

§ 2

Studienumfang und Abschlussgrad 

(1) Das Weiterbildende Studium „SWE“ dauert inklusive der Praktikumsphase 15 Monate.

(2) Für den erfolgreichen Abschluss des Weiterbildenden Studiums „SWE“ mit Zertifikatsab-
schluss sind insgesamt 60 Leistungspunkte (Credit Points = CP) nach dem European Credit
Transfer and Accumulation System (ECTS) zu erwerben.

(3) Mit dem erfolgreichen Abschluss des Studiums wird ein Zertifikat der Universität Bremen
erworben und gleichzeitig der Titel

„Software Engineer“ (Universität Bremen) 

verliehen. 

(4) Im Weiterbildenden Studium „SWE“ können nach Maßgabe der freien Plätze einzelne Mo-
dule belegt werden.

(5) Werden einzelne Module belegt und erfolgreich abgeschlossen, so wird eine Bescheini-
gung über die erfolgreiche Modulprüfung ausgestellt.

§ 3

Studienaufbau, Module und Leistungspunkte 

(1) Das Weiterbildende Studium „SWE“ wird gemäß § 2 Absatz 3 AT WB studiert.

(2) Die Anlage 1 stellt den Studienverlauf dar und regelt die zu erbringenden Prüfungsleis-
tungen.
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(3) Die Module werden als Pflichtmodule durchgeführt.

(4) Alle Module werden in deutscher Sprache durchgeführt.

(5) Die im Studienplan vorgesehenen Module werden einmal pro Durchgang angeboten,
ebenso die in einem Modul vorgesehenen Prüfungen.

(6) Die den Modulen jeweils zugeordneten Lehrveranstaltungen werden in den Modulbe-
schreibungen ausgewiesen.

(7) Lehrveranstaltungen werden gemäß § 4 Absatz 1 AT WB durchgeführt.

(8) Das Studium beinhaltet ein obligatorisches Praktikum im Umfang von 6 CP (Modul
„Praxisprojekt“). Näheres regelt die Praktikumsordnung.

§ 4

Prüfungen 

(1) Prüfungen werden in den Formen gemäß §§ 5 ff. AT WB und der Ordnung der Universität
Bremen zur Durchführung elektronischer Prüfungen (DigiPrüfO UB/Digitalprüfungsordnung)
in der jeweils geltenden Fassung durchgeführt. Der Prüfungsausschuss kann im Einzelfall
auf Antrag einer Prüferin oder eines Prüfers weitere Prüfungsformen zulassen.

(2) Das erneute Angebot an Prüfungen kann in einer anderen als der ursprünglich durchge-
führten Form erfolgen.

(3) Bearbeitungsfristen und Umfang von Prüfungen werden den Studierenden zu Beginn des
Moduls mitgeteilt.

§ 5

Anerkennung und Anrechnung 

Die Anerkennung oder die Anrechnung von Leistungen erfolgt gemäß § 21 AT WB in der je-
weils geltenden Fassung. 

§ 6

Zulassungsvoraussetzungen für Module 

Es gibt keine Zulassungsvoraussetzungen für Module. 

§ 7

Geltungsbereich und Inkrafttreten 

Diese Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Genehmigung durch die Rektorin oder den 
Rektor in Kraft. Sie wird im Amtlichen Mitteilungsblatt der Universität Bremen veröffentlicht. 
Sie gilt für Studierende der Weiterbildung, die ab 1. Juni 2024 ein Weiterbildendes Studium 
mit Zertifikatsabschluss „Softwareentwicklung und Software Engineering“ aufnehmen. 
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Genehmigt, Bremen, den 15. Mai 2024 
Die Rektorin 

der Universität Bremen 

Anlagen 

Anlage 1: Studienverlaufsplan für das Weiterbildende Studium „SWE“ 
Anlage 2: Module und Prüfungsanforderungen 
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Anlage 1: Studienverlaufsplan 

Der Studienverlaufsplan stellt den geplanten Ablauf des Weiterbildenden Studiums für eine 
Kohorte dar. Module können von den Studierenden nur in dieser Reihenfolge besucht 
werden. 
Monat Pflichtbereich Wahlpflichtbereich 
Monat 1 SWE-01, 

Grundlagen der 
Informatik, 
6 CP 

SWE-10, 
Methodisches  
Arbeiten für  
Informatiker:in-
nen, 
3 CP 

SWE-09-1, 
Deutsch für 
den Beruf, 
6 CP 

SWE-09-2, 
Englisch für 
den Beruf, 
6 CP 

Monat 2 
Monat 3 

Monat 4 SWE-02, 
Objektorientierte 
Programmierung, 
6 CP 

SWE-04, 
Data Science 
mit Python, 
6 CP 

Monat 5 SWE-07, 
Software- 
Engineering 
(SWT I), 
6 CP 

Monat 6 

Monat 7 SWE-05, 
Datenbanken, 
3 CP 

Monat 8 SWE-03, 
Advanced 
Programming, 
6 CP 

Monat 9 
Monat 10 SWE-06, 

Webentwick-
lung, 
6 CP 

SWE-08, 
Software- 
projekt, 
6 CP 

Monat 11 
Monat 12 
Monat 13 SWE-11, 

Praxisprojekt, 
6 CP 

Monat 14 
Monat 15 
CP: Credit Points 

Anlage 2: Module und Prüfungsanforderungen 
K.-Ziffer Modultitel, deutsch Modultitel, englisch CP Modultyp 

P/WP/W 
MP/TP/KP Aufteilung 

CP bei TP 
PL/SL 
(Anzahl) 

SWE-01 Grundlagen der 
Informatik 

Foundations of  
Computer Science 

6 P MP PL: 1 
SL: 0 

SWE-02 Objektorientierte  
Programmierung 

Object-oriented 
Programming 

6 P KP PL: 2 
SL: 0 

SWE-03 Advanced  
Programming 

Advanced  
Programming 

6 P KP PL: 2 
SL: 0 

SWE-04 Data Science 
mit Python 

Data Science 
with Python 

6 P KP PL: 2 
SL: 0 

SWE-05 Datenbanken Databases 3 P MP PL: 1 
SL: 0 

SWE-06 Webentwicklung Web Development 6 P KP PL: 2 
SL: 0 

SWE-07 Software-Engineering Software-Engineering 6 P KP PL: 3 
SL: 0 

SWE-08 Softwareprojekt Software Project 6 P KP PL: 3 
SL: 0 

SWE-09-1 Deutsch für den Beruf German for the Job 6 WP MP PL: 1 
SL: 0 

SWE-09-2 Englisch für den Beruf English for the Job 6 WP MP PL: 1 
SL: 0 

SWE-10 Methodisches Arbeiten 
für Informatiker:innen 

Methodical Work for 
Computer Scientists 

3 P MP PL: 0 
SL: 1 

SWE-11 Praxisprojekt Practical Project 6 P MP PL: 0 
SL: 1 

K.-Ziffer: Kennziffer, CP: Credit Points, P: Pflichtmodul, WP: Wahlpflichtmodul, MP: Modulprüfung, 
TP: Teilprüfung, KP: Kombinationsprüfung, PL: Prüfungsleistung (= benotet), SL: Studienleistung 
(= unbenotet) 
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